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Ein Wendepunki im Leben des Volkes.

Das große Geschehen unserer Tage wird das politische Antlitz
derWelt umbilden, auch dann, wenn keine umfangreicheren Grenz-
Pfahlversetziingen erfolgen würden. Der Krieg bedeutet eine
Weltenwende. wie sie in ähnlichiemUmfang und ähnlicherBe-
deutung nur selten im Laufe der Jahrtausende geschehen ist.
Aber nicht nur nach außen hin wird nach dem Frieden vieles
anders sein: auch auf das« staatlich.e Und gespllschafmche Leben
im JUUFMdes Landes«- hat der Krieg Tschonumgestaltend gewirkt
und wird er mit den kommenden agen des Friedens noch
weiter umgestaltend wirken. Ein Beweis dafür ist die Ost-erbot-
fchaft Unfekes Kaisersk Mit dieser Botschaft beginnt ein neuer

Abschnitt iii der parlamentarischen Geschichte Preußens SWie
ein wuchtiger Markstein steht die Kaiserbotschaft des Ostertages
da, trennend das alte Klassenrecht von dem neuen Volksrecht.
Ein Doppeltes enthält dass Kaiserwort an das Volk. Zunächst
eine große Feststellung, ein Bekenntnis. Es wird hingewiesen
aUf die leuchtend-en Leistungen der ganzen Nation-in Rot und
Kampf in Front und Heimat Dann heißt es: »DieErlebnisse
dieses Ringens um den Bestand des Reichesleitemmit er-

habenem Ernste eine neu-e Zeit «ein.« Das ist die gjsklttkelkmlg
daß das deutsche Volk in sein-er Gesamtheit die politisch-EVEN-
Prüfung bestanden hat. Angesichts dieser Tatsache tritt der

König von Preußen auch als Deutsch-er Kaiser vor sein Volk
mit dem königlichen Bekenntnis, daß für eine Nation von-

folchem staatlichen Pflichtbewußtseindas sseitherige Dreiklassen:
wahlrecht in den Tagen des Friedens« nicht mehr in Frage
kommen könne. Alle Klassen und Berufe haben das Vaterland

geschütztmit Leib und Leben, darum soll auch in Preußen das

Wahlrecht werden zu einem Recht für alle, zu einein Volks-
recht. Und damit ist der zweite Punkt der Botschaft gegeben: die
feierlich-e Ankündigung der Wahlreforni in Preußen Für das

Klassenwahlrecht ist kein Raum mehr ; in den lodernd-en Flam-
men des Weltenbrandes hat es sein Ende gefunden und ein

geläutertes Wahlrecht wird nach dem Kampfe folgen. Das Wort
des Kaisers, das er feierlich am Ostertage gesprochen, ist das

vollwichtige Unterpfand. -

.

Nun kann das Selbstbestimmungsrecht des Volkes bei einer

Umgestaltung des TWathrechtes zur befriedigenden Geltung
kommen. Damit wach-sen freilich auch die politisch en Ver-

antwortlichkeiten ein-es jeden einzelnen Staatsbürgiers
Die staatliche Reife, welch-seunser Volk im Kriege gezeigt nnd
zum Teil erst erworben hat, muß hinübergerettetwerden in die

Tage des lFriedenss. Jn ihrem Kern besteht die Reife darin,
die staatlichen Dinge und Notwendigkeiten zu seh-en und zu be-

greifen unter dem großen Gesichtspunkte des völkischen Ge-
samtwohls und aus« dieser Erkenntnis den starken Willen zu

schöpfenfür die Mitarbeit am Staat-e- Unfruchtbares Nörgeln
oder griindsätzlichesVerneinen ist mit wahrem Staats-bürgertum-
nicht vereinbar. Nur das Streben nach positiver, aufbauender
Arbeit, die freudig-e Mitarbeit am Gemeinwohl, der ernste Sinn
für Reich und Staat, und für all die Teile, aus denen sich die

Volksgemeinschaft zusammensetzt und der feste Wille, allen
Teilen des sozialen Körpers Gerechtigkeit und Förderung an-

gedeihen zu lassen, können uns sozial und staiatlich wirklich
vorwärts bringen und eine neue Zeit begründen.
Indem auch das preußischeWahlrecht zu einein Volksrecht uni-

gewandelt wird, fallen die letzten U-eber·bleibseslaus verklunge-
ner Zeit, aus der Stände- und Ritterzeit, die sich zählebig noch
erhalten hatten in dem modernen Staate, der doch aus ganz
anderen Grundlagen herausgewachsen und aus ganz anderen
Lebenskraften zusammengesetzt ist. Darum, weil das Dreiklasseii-
wahlrecht dem Stacitssgedankien unserer Tage wesensfremd war,
hat es auch immer wieder Anstoß erregt und war besonders in
den letzten Jahren zu einem störenden Elemente in unserem
politischen Leben geworden. Nach dem Kriege müssen unsere
Kräfte hingeleitet werden auf die tausendfältigen Aufgabe-n in
kultureller Hinsicht, die unser harren. Darum müssen diese Kräfte
von Hemmungen und Ablenkungen frei gemacht werden. Das
ist der große Sinn der frohen Osterbotschaft des Kaisers.
Eine neue Zeit beginnt nach dem Kriege. Der schaffenden
Arbeit in jeder Form wird die Zukunft gehören,
den schaffenden Nienschen, ob sie werken hinter Pflug und
Schraubstock oder stehen in leitender Stellung im großenGetriebe
des Wirtschaftslebens oder in geistiger Arbeit schaffen am Bau
der Kultur. Passives Besitzen gibt keine Vorrechte mehr. Das

ibstdie Entwicklungslinie der Zukunft auf innerstaatlichem Ges-
iete.

Der Kaiser und König hat auch hier recht gesehen. Noch«während
die Kämpfe toben, legt er mit starker Hand und klarem Blick
den sGrund für die frei-e Entfaltung der Kräfte in der Zukunft.
Damm ist Tdie Osterbotschaft in Wahrheit eine königlicheTat.

Dr. Veusch-M.Gladbach.

Mehr Eenieinfchafisarbeii in der Lebensmittel-
verteilung.

Die Arbeiterstreiksam 16. und 17. April in Berlin, Leipzig
und im- rheinischswestfälischeiiIndustriegebiet, die hauptsächlich-
durchdie Herabsetzungder Brotrationen veranlaßt waren, haben
in mehrals einer Richtung alarmierend gewirkt. Wurde es auch
als tief bedauerlichempfunden, daß es inmitten der größten aller

Schlachten,die die Weltgeschichte bisher gesehen, und die an
die sheimischenRüstungsarbeiter die aller-gesp-anntestenAnsprüche
stellt, überhaupt zu Arbeitseinstellungen von solchem Umfange
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kommen konnte, - denn jede Stunde verlorener Arbeitszeit
schwächtdie Widerstandskraft unserer heldenmütigen Vertei-

diger draußen in der Kampfesfront und kostet das Blut unserer
Volksgenossen, so mischte sich doch in dieses Gefühl auch
genug ehrlich-es Alitempfinden für die Lage der Arbeiter in
den Rüstungs- und S-chwerindustrien, die bei der

knappen Bemessung der ratiosnierten Lebensmittel schon bisher
ihre verbrauchten Kräfte nur ungenügend erneuern konnten und

sich bei der weiteren Broteinschränkung in ihrer Ernährung
ernstlich bedroht fühlten. Zu dieser Beunruhigung der Arbeiter-

kreise kam hinzu das Bewußtsein, daß es vielleicht gar nicht
der tiefeinschneidenden Maßregel der Brostverkürzungbedürfe,
wenn nur bei den Erzeugern und Händlern der Lebensmittel

ernsthaft zugegriffen würde, denn daß auf dem Lande Lder

Mangel nicht entfernt so stark empfunden werde, daß man dort

noch immer mehr verbrauchen oder zu hohen Preisen verkaufen,
ja selbst an das Vieh verfüttern könne, darüber ließen die Zei-
tungsberichste, die dise Arbeiter täglich-lasen, gar kein-en Zweifel,
Es lag nur an der mangelhaften Erfassung und Ver-
teilung der Vorräte, nur an der mangelnden Energie
gegenüber der Landbevölkerung,wenn den Städten nicht genug
Lebensmittel zugeführt werden konnten. Als drittes Moment
der Beunruhigung kamsdas tiefe M iß tr a u e n d e r A r b e i t e r

gegen die Zusicherungen, daß das Manko an Brot durch Fleisch,
Graupen, Grütze, Sauerkraut und andere schöneDinge reichlich
ausgeglichen werden sollte, in Frage. Gewiß hatten die Zei-
tungen auch sdarüber berichtet, daß das Krieg-sernährungsamt
die Gewähr für die prompte Lieferung dieser Brotersatzmittel
übernehmenwolle, und daß die Brotration so lange unverändert
gewährt werden solle, bis die Lieferung der Ersatzmittel wirklich
erfolge. Aber hatte man nicht schon wiederholt auf solche Zu-
sicherungen, besonders des Kriegsernährungsamtes vertraut,
und dann kam es doch- immer ganz anders? Bald war der

Winterfrost, bald Transportschwierigkeiten, bald Mangel der
«

Landwirte an Arbeitskräften und Zeit daran schuld, daß wichtige
Lebensmittel ausblieben, und wenn selbst da noch alles einiger-
maßen geklappt hätte, - wie sah es denn mit der Lebensmittel-
verteilung in den Städten aus? Da fehlte es an allen Ecken
und Enden. Aemter und Kommissionen gab es- genug, aber

die Lebensmittel blieben immer irgendwo anders hängen, als
dort, wohin sie kommen sollten. Bald lag die Schuld an der

Bureaukratie, bald am Groß- oder Zwischenhandel, bald an den

Kleinverkäufern,aber der Verbraucher litt an diesem Wirrwarr
am meisten, und am drückendsten lastete die Not doch auf dem

Arbeiter, der die .Wohnung beim Morgengrauen verlassen mußte
und erst am späten Abend zurückkam,abgerackert,-zerschlagen,
hungrig vund müde, und dann die Klagen der Frau über die er-

folglose Lebensmitteljagd, über Mangel am Nötigsten und über
die sündhaft hohen Preise in sich hineinwürgen mußte. Das fraß
an ihm und an seiner moralischen Widerstandskrast. und das

schuf die gefährliche Stimmung zu den Arbeitseinstellungen,
die der Tag der Brotverkürzung so drastisch zur explosiven Aus-

lösung brachte.
So bedauerlich diese wilden Streiks, an denen die Gewerk-

schaften völlig unschuldig waren und die die Gewerkschafts-
leitungen vergebens zu verhindern sich bemüht hatten, - s so er-

freulich war ihr glatter Verlauf, von wenigen Ausnahmen ab-

gesehen, sowie ihr Ergebnis. Diese Ausnahmen, um es

vorweg zu nehmen, beschränktensich auf L e ip z i g und B e rlin

(hier handelte es sich nur um wenige größere Betriebe) und

waren das Resultat unverantwortlicher politisch-sysndikalistischer
Propaganda, geleitet von der Idee, das russische Beispiel nach-
zuahmen und durch politische Massenstreiks den Frieden,
sowie innerpolitische Forderungen zu erzwingen. Schon diese
Vereinzelung beweist, daß die große Masse der Arbeiterschaft
diesen Dingen durchaus fernstand. Zur raschen Beendigung
des Lebensmittelstreiks hat allerdings der Umstand erheblich
beigetragen, daß in Berlin die Gewerkschaftsleitungen,- als sie
die Bewegung nicht mehr zu hindern vermochten, durch ihre
Vertrauensleute wenigstens für einen geordneten Ver-

lauf sorgten. Es ist ihnen in der weitaus großen Mehrzahl
der Fälle gelungen, verantwortungslose Elemente fernzuhalten

-

oder einflußlos zu mach-en und den Willen der Ausständigen
auf ein praktisch-es Ziel hinzulenken.

l-
—-

—

Dieses Ziel heißtGemeinschaftsarbeit in derLebens-

mittelverteilung. Die Unruhen entsprangen nicht so seht;
den kJatsachen der Knappheit der Lebensmittel, denn darin hätten
sie keine Besserung, sondern höchstensVerschlimmerungen brin-
gen können

- -- als vielmehr dem mangelnden Vertrauen
der Arbeiter zur neuen Lebensmittelverteilung Sie fühlten
sich schon zu oft getäuscht und betrogen, und erblickten in der

Arbeitseinstellung die geeignetste Bekundung ihres Entschlusses,
sich als notwendige Glieder der Kriegswirtschaft geltend zu
machen, die nicht mehr hinter den Erzeugern und Händlern der
Lebensmittel zurückgesetztwerden dürften. So verhandelten also
die Gewerkschaftsleitungen mit dem Kriegsernährungsamt,dem
Kriegsamt und dem preußischen Staatskommissar für Ernäh-
rungswesen, und die Abordnungen der Ausständigen mit den

Gemeindevserwaltunsgen,in Berlin mit Zuziehung des preußi-
schen Staatskommissars. Hier wurde auch der Weg gefunden,
das Vertrauen der Arbeiterschaft zur Lebensmittelverteilung zu
festigen. Es wurde für Berlin eine ständige Kommission
beim Oberbürgermeister, bzw. beim Arbeitsausschuß für Groß-
Berlin eingesetzt, die fortan in allen Fragen der Verteilung
von Nahrungsmitteln auf dem laufenden gehalten, bei Ver-

änderungen in den Beständen und in der Bemessung der Rah-
rungsmittel gutachtlich gehört und zur Mitarbeit herangezogen
werden soll. Der Staatskommissar Dr. Michaelis erklärte sich
selbst bereit, die Kommission über alle Ernährungsfragen ständig
zu informieren. In diese Kommission wurden als Arbeiter-
vertreter drei Gewerkschaftsleiter gewählt-
Nicht minder machte es den vorteilhaftesten Eindruck auf die
Vertreter der Ausständigen und aus deren Berichterstattung
auf die Ausständigen selbst, daß der preußische Staats-

kommissar sich mit der größten Entschiedenheit für
ein Unnachsichtliches Vorgehen gegenüber säumiger Ablieferung

«

der Lebensmittel seitens der Erzeuger verbürgte und über dsie
Schaffung einer bis in die Landgemeinden reichenden Organi-
sation zur wirksamen Erfassungweiterer Nahrungsmittel be-
richten konnte. Sowie man nur den nötigen Ernst in der Be-

schlagnahmeder Lebensmittel erkannte, kehrte das verschwun-
—

dene Vertrauen zurück und die Niistungsarbeiter nahmen ihre
Arbeit wieder auf.
Aus diesem Vorgang werden die verantwortlich-en Leiter der

s

IF
Lebensmittelorganisation in Staat und Gemeinden erke nn e n ,

daß es gilt, solche gefährlichen Unruhen zu vermeiden, indem
sie allenthalben der Arbeiterschaft eine V ertretung b e1

der Lebensmittelverteilung einräumen. Der Chef des

Kriegsamts, General von Groener, erklärte bereits unum-

wunden im Reichstagsausschuß bei der Besprechung der S-treiks:

»Ich habe schon vor längerer Zeit den Regierungen den Nat

gegeben, in die Lebensmittelorganisation der Provinz
und der Kommunen Arbeitervertreter hineinzu-
nehmen, damit sie selbst mitarbeiten, damit sie sehen,
wie die Dinge stehen. Ich hoffe, daß diesem Rat in weitestem
Maße Folge gegeben wird.« Wäre dieser Nat rechtzeitig
befolgt worden und wäre auch vor allem die Verteilung der

Hin d enburgs p end e an die Betriebe und in den Betrieben
an die Arbeiter unter Niitkontrolle der Arbeiterschaft gestellt
worden, so wäre es nicht zu dem Niaß von Aufregung und zu
der Verbissenheit gekommen, die sich in der Arbeitseinstellung
in den Nüstungsindustrien Luft machte.
Es muß den Verwaltungen, die sich so schwer daran gewöhnen
können, während des Krieges umzulernen und der Arbeiter-

schaft die volle Gleichberechtigung einzuräumen, immer aufs
neue wiederholt werden: Beteiligt die Arbeiter an

allen Zweigen der Kriegsfürsorge. Nur durch
wirkliche Gemeinschaftsarbeit kann das deutsche
Volk diesen Krieg gewinnen!

Paul UmbreitsBerlin

lGeneralkommission der Gewerkschaften
Deritschlands.)

l
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Aus dem Gesetz über den vaterländischen
"

FZildeienfL
Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienstvom De-
zember 1916 schneidet tiefer in die bürgerlichenVerhältnisse
Fin»als irgendein anderes, das seit langer Zeit erlassencworden
Ist- »Das Gesetz schafft neues Recht für die Heimat, sagte
StaatssekretärDr. Helfferichs im Reichstag, »aber hinter jeinen
Paragraphen rollt der Donner der SommeschlachtHeimat

T- Und Feldschlacht reichen sich in diesem Gesetz die Hand in un-
-

auflöslichemBund szu Kampf und Sieg. Reben die allgemeine
Wehrpflichttritt mit diesem Gesetz die allgemeinePflicht zum
VaterländifchenHilfsdienst, neben die kampfende Truppe tritt

die organisierte Heimarmee.«
Hilfsdienstpflichtigist jeder männliche Deutsche vom vollendeten
17. bis zum vollendeten 60. Lebensjahre, soweit er nicht zum
Dienstbei der bewaffneteu Macht eingezogen Ist. Als hilfs-

lenstpflichtig gilt ohne weiteres die Arbeit
»

.im Reichs-, Staats-, Gemeinde- oder Kirchendienst,

. in der öffentlichen Arbeiters und Angestelltenversicherung,

. als Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker,

. in der Land- und Forstwirtschaft,
in der See- und Binnenfischerei,
in der See- und Biinnenschkiffahrt,

·

. in Eisenbahnbetrieben, einschließlichdes Betriebs der Klein-

und Straßenbahnen,
8. auf Werften,
9. in Berg- und Hüttenbetriebe«n,
0. in der Pulver-, Sprengstoffz Niunitions- oder Waffen-

fabrikation, -

, ·

11. in einzelnen kriegswichtigen Betrieben, die von den Kriegs-
- amtsstellen für ihre Bezirke bezeichsnet werden.

Vorausgesetzt wird dabei, daß die Zahl der in diesen Berufen
arbeitenden Personen das Bedürfnis nicht übersteigt. Nach
»seiner Verordnung vom 1. März 1917 haben sich alle Hilfs-

V »«..«Dienstpflichtigen,die nicht in einem der angeführten Berufe
im« Hauptamt tätig find, zur Eintragung in eine Stammrolle
zu melden. Es soll dadurch eine Uebersicht über die zur Ver-

fügung stehenden Kräfte geschaffen werden.
Die oberste Leitung des vaterländischen Hilfsdienstes liegt bei

dem Kriegsamt in Berlin. Bei den stellvertretenden General-
kommandos sind Kriegsamtsstellen für die einzelnen Bezirke
eingerichtet worden. Eine Reihe von Ausschüssenbei den Ge-

neral- und Bezirkskommandos und den Ersatzkommissionensorgt
für die Erledigung besonderer Aufgaben. Die Feststellung-saus-
schsüsseentscheiden, ob ein bestimmter Betrieb für«die Kriegs-
führung oder die Volksversorgung von Bedeutung ist.·»DieEin-

berufung und Ueberweisung Hilfsdienstpflichtiger ist Sache der

Einberufungsausschüsse. Jeder Hilfsdienstpflichtige, dem von

einem Einberufungsausschuß eine schriftliche Aufforderungzum
E Hilfsdienst zugegangen ist, hat bei einer als Hilfsdienstbetrieb

geltenden Stelle Arbeit zu suchen. Findet er binnen zwei
«

Wochen keine Tätigkeit, so wird er einem Hilfsdienstbetriebe
HEF zugewiesen. Bei Ueberweisung einer Arbeit soll auf die je-

weiligen Verhältnisse des Hilfsdienstpflichtigen nach TNöglich-
keit Rücksicht genommen werden.
Um einen zu großen Stellenwechsel und dadurch eine Hem-
mung in der möglichstschnellen Herstellung von Kriegsbedarf
zu verhindern, ist der Abkehrschein eingeführt worden. Er ist
eine Bescheinigung darüber, daß der Arbeitgeber mit dem Aus-

scheiden des Hilfsdienstpflichtigen einverstandenist. Ohne Ab-

kehrschein erhält der Hilfsdienstpflichtige zwei Wochen lang
keine andere Arbeit.

«

.

Zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Arbeitgeberund
»

Arbeitnehmer sind Beschwerde- oder Schlichtungsausschusse ein-
«

gesetzt worden.
. » »

Ganz neu in der Gesetzgebung ist die Bestimmunguber die

Bildung von Arbeiterausschüssen. Jn allen Betrieben, in denen
mehr als 50 gewerbliche Arbeiter oder versicherungspflichtige
Angestellte beschäftigtsind, müssen aus ihrer Mitte diese Aus-

schüsse in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden.

Jhre Aufgabe ist, für gutes Einvernehmen zwischen Arbeit-

geber und Arbeitnehmern zu sorgen und die Wünsche der Ar-

s beiterschaft zur Kenntnis des Unternehmers zu bringen.

-

c-«
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Das Hilfsdienstgesetz hat eine Fülle von Nechtsfragen ausgelöst.
Der Hilfsdienstvertrag ist ein freier Dienstvertrag, und der Hilfs-
dienstpflichtige untersteht den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts. Wichtig ist die Wirkung der Hilfsdienstpsflicht auf be-

stehende Lieferungs- und Dienstverträge Die Entscheidung
hängt hier ganz von der Lage des einzelnen Falles ab. Die

Kündigungsfrist sollte möglichsteingehalten werden ; mindestens
hat der Arbeitnehmer nach, Empfang der schriftlichen Auffor-
derung zum Hilfsdienst noch zwei Wochen in seiner Stellung
zu verbleiben.

,

Dr. Gertrud Marwitszerlin

Die deutsche Industrie im Weltliriege

Kupfer, Zink, Messing.

Zu den beliebtesten Schlagwörtern in dem ,,papierenen Feldng
der feindlich-en Presse« gegen uns gehört auch die Behauptung,
daß wir nicht genügendKupfer für den Heeresbedarf hätten und

daher unsere Kupfer verarbeitende Industrie (Kupferringe für
Granatensaus Mangel an Nohstoffen bald lsahmgelegt sei. Auf
den eistenBlick scheinen die Verhältnisse in der Tat bedenklich-
sür uns zu liegen. Wir erzeugten selbst nur 41000 Tonne-n

Kupfer jährlich vor dem Krieg-e, verarbeiteten aber fast 300 000

Tonnen Wenn man nun die Wiederausfuhr auf rund 100 000

Tonnen veranschlagt, so bleibt noch ein jährlicherEigenbedarf von

200 000 Tonnen, genau fünfmal soviel als die Eigenerzeugung. Jn
dieser Zwangslage, abgeschnitten von der Kupfereinfuhr Ameri-
kas und TSpaniens7, hab-en wir zunächsteinmal die eigen-erFörde-
rung wesentlich ausgebaut. Die deutsch-en Kupfervoirkommen
sind an sich nicht sehrTsgewinnbringend, vor allem nicht im

Vergleich zu lden gewaltigen Lag-ern Amerikas Da man wegen
der Esrgiebigkeit der dortigen Gruben das Kupfer in Friedens«-
zeiten von dort billig-er beziehen konnte, so hat man in der

richtigen Erwägung, daß der billigste Weg der beste ist, mit
Vorliebe ausländisches Kupfer bei uns verarbeitet. Jetzt jedoch
sind diese EEinfuhrmöglichkeitenabgeschnitten, unser deutscher
Bergbau hat daher nicht geruht, sondern ist in ständiger Fort-
entwicklung und ·mit bestem Erfolg-e bemüht, ein-e Kupfernot
von uns abzuwenden. Viel-e Hulden und Gruben werden heute
durch Aufbereitung wieder ausgebaut, wobei exssrsich-nicht allein
um Kupfer handelt, sondern auch um Zinn und Zink. Dies Ver-
feinerung des Hüttenwesens bringt ferner noch andere unver-

ritzte Lagerstätten zu Ehren, deren Abbau früh-er nicht wirt-

schaftlich war. Unlängst ists durch Sachverständige nachgewiesen
werden. daß wir in Deutschland über Kupserlager verfügen,
die, richtig abgebaut, den größten Teil unseres recht gesteigerten
Eigenbedarfs decken. Der Gehalt dieser neu-en Fundstätten in
der Rheinpfalz und im Saar-Nahegebiet übersteigt5 v. HI.zwar
selten, doch kennt man jetzt Verfahren, die eine erfolgreiche
Ausbeute gewährleisten Wir haben also hier durch die Zwangs--
lage des Krieg-es eine neue ausgezeichnete, höchst zukunfts-
reiche Versorgungsquselle aufgedeckt, die uns allmählich vom

Auslande, vor sallem von dem allmächtigen amerikanischen
KupfertrusL unabhängig mach-en wird.

’

Aber auch unsere alt-en Kupferstättenhaben —— wie bereits

erwähnt ihre Erzeugung namhaft gesteigert; in den Maus-

felder Gruben werden jetzt jährlich allein ·25-000 Tonnen ser-

zielt, und die Mehrausbieute im Jahre 1915 beispielsweise be-

lief sich trotz Krieg, Arbeitsermangel und sonstiger erfchwerender
Umstände auf rund 5000 Tonnen. Neben diesem ansehnlich-en
Niehrgewinn aus eigenen Gruben stehen uns aber die großen
Bosdenschätze der besetzten Landesteile, namentlich Serbiens
zur Verfügung. Die Kupfergewinnung dieses Landes· ist uns
durch Bulgarien, welches diese Gebiete erobert hat, ganz zur
Ausbeute überlassen worden.

Nach Schätzungunserer großen Nietallgesellschaften kann uns
daher ein ernst-er Kupfermangel überhaupt nicht treffen, zu-
mal wir durch die Metallbeschsllagnahme Kupfermengen im

, verarbeiteten Zustande haben, daß der Kriegsbedarf in Kupfer,
Zink,Alessinsgund Nickel auf mindestens 10 Jahre gedeckt ist!
Wir haben ferner den Kupferverbrauch überall da eingeschränkt
und durch andere Metalle ersetzt, wo es möglich war. Jn der

Elektrizitätsindustriebeispielsweise verwenden wir an Stelle
von Kupferdraht mit bestem Erfolg-e jetzt 3inkdraht, und auch:
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in anderen Industrien werden statt Kupfer Niessing und Zink-
legiesrungen verwandt. Jn Fachkreisen wird darauf hingewiesen,
daß die in jetziger Kriegszeit erwiesene Möglichkeit des Ersatzes
von Zink für Kupfer auch für die Folgezeit von größter Be-
deutung ist. weil unser-e Industrie dadurch auf einen großen
Teil der Kupfer-zufuhr aus dem Auslande verzichten kann.
Die Frage des Kupferbedarfs wäre also auch durch erhebliche
Einschränkung des Friedensbedarfs befriedigend gelöst. Die

Kupferpreise sind auch ein schlagender Beweis dafür, wie der

Wirtschaftskrieg, mit dem England Deutschland besiegen will,
schwere Folgen für England selbst hat. Dies wird besonders
deutlich auf Gebieten, in denen England nach der landläufigen
Auffassung die TWelt beherrscht. So beträgt der Preis für
Elektrolytkupfer in London weit über Hundert Pfund Sterling
gegen 61 stund zu Beginn dies Krieges Diese große Preis-
steigerung ist Thervorgerufen durch die gewaltige Steigerung
.der Frsachten (eine Folge unser-es U-Boots"-Krieges) die starke
Nachfrage durch den Kriegsbedarf und die dadurch hervor-
gerufenen unverschämten Preistreibereien des Amerikanischen
Kupferringes! So "«·mußtees aber kommen! - Da sind wir

Deutsche doch bessere Menschen, wir schränken den eigenen
Bedarf möglichst ein, prüfen die Ersatzfrage, steigern die eigene
Förderung und diejenige der besetzten Landestseile gemäß dem

Grundsatz: ,,Selbst ist der Niann« und lassen im übrigen die

Kriegsmetallgesellschaften dafür sorgen, daß das Vaterland in

dieser ernsten Zeit von gewissenlosen Elementen nicht bejobbert
wird und die Metallpreise in annehmbar-en Grenzen bleiben.
Ebenso ersging es den Engländern mit Zink und Zinkpreisen, die

drüben sogar um 140 Prozent gestiegen sind, bei den größten
Schwierigkeiten in der Beschaffung Bei uns sind die Preise für
Zink dank unserer großartigen Zinkindustrie s— wir stehen unter

den Zinkerzeugern der Welt an erster Stelle — nur um etwa
30 Prozent gestiegen. Auch hier wie bei Messing ist:der Heeres-
bedarf auf Jahre hinaus gedeckt. Sämtlichie Messing-
w e rk e, die bisher im wesentlichen Luxusgegenstände arbeiteten,
haben ihre Betriebe einer Umgestaltung unterzogen und die Her-
stellung des Heeresbedarfes mit großem Erfolge aufgenommen.
Einzelne Werke, wie die Jserlohner Msessinggewerkschaft,sind
zur Herstellung von Messing Und anderen Metallen jetzt im

Kriege wieder in Betrieb genommen worden, ——-—- auch ein Zeichen
unserer wirtschaftlichen Kraft.

Dr. JsmersDüsseldorf

Wo stehen wir in der Sache der Krieger-
heimstätten?

Die Kriegerheimstättensachesteht schon lange jenseits der Grenze
des Erfolges, den irgendeine frühere soziale Bewegung in

Deutschland erreicht hat. Denn, was da früher war und be-

gonnen wurde, das litt gar bald an dem alten deutschen Erb-

fe«hler:es wurde Parteisache, wurde deshalb von allen anderen

Parteien abgelehnt oder wenigstens mißtrauisch betrachtet und
in seiner Wirkung auf die Gemüter beschränkt.Darum ist es

als ein Glück zu betrachten, daß der Gedanke der Kriegerheim-
stätten nicht hervorgegangen ist aus irgendeiner parteipolitisch
oder konfessionell gefärbten Gruppe des deutschen Volkes, son-
dern von dem Bunde deutscher Bodenreformer erstmalig aus-

gesprochen wurde, der, politisch und religiös neutral, seine Mit-

glieder in allen Parteilagern hat und so dem Gedanken der

Kriegerheimstättenvon vornherein auf allen Seiten eine freund-
liche Aufnahme sichern konnte. Das hätte allerdings am An-

fang ·der Arbeit niemand zu hoffen gewagt, daß eine solche
Riesenzahl von deutschen Menschen sich jemals für diese Ge-
danken erklären würden, wie sie heute erreicht ist. Die Organi-
sation zur Ausbreitung des Gedankens der Kriegerheimstätten

Admiralitätsrat Dr. Schrameier, der einst als Kaiserlichek

f
—- - I

wurde von Anfang an auf die Grundlage gestellt, daß Kurz-I
Vereine, Verbände, öffentlich-rechtlicheKörperschaften, politisch
und kirchliche Gemeinden u. dgl. die organisierte Bewegun
für das Kriegerheimstättengesetz bilden sollten. Nicht als O

man auf die Niitarbeit der einzelnen hätte verzichten wollen-xv
Wie jede große Bewegung konnte auch diese nur gedeihetl"
wenn sie getragen wurde von der Begeisterung und Hingab
einzelner Persönlichkeiten. Aber nur die Beschränkung au

körperschaftliche Mitglieder konnte so rasch wie es sein-s
mußte, die vielen kleinen Mittelpunkte schaffen, von denen au

der neue Gedanke durch Wort und Schrift auch an die kleinst
Zeitung und auch an den letzten Mann im Volke herangebrach «

werden konnte. Der einzelne Anhänger konnte ja innerhalb-
der Verbände, besonders durch Eintritt in den für die Krieger ;

heimstättensacheführenden Bund Deutscher Bodenre
former sich betätigen, und Tausende haben das auch getan-z
und auf diese ’Weise die Sache der KriegerheimstättenSchkis
für Schritt vorwärtsgebracht in unaufhaltsamem, heute no

-

weiter gehendem Fortschritt, der die Zahl der angeschlossenens
Behörden und Organisationen auf zurzeit 3352 wachsen lie
deren Niitgliederzahl wohl auf 5-- 6 Niillionen deutsche Fa
milien zu schätzenist. ;

An der Spitze des Hauptausschusses für Kriegerheimstätten steht»
außer ·dem Führer der Deutschen Bodenreformer Adolf Da-

maschke, der Generalleutnant z. D. Rohne, bekannt als
Herausgeber der »Artilleristischen Monatshefte«, der Geheime

Kommissar des Kiautschou-Gebietes durch die Durchführung
bodenreformerischerGrundsätze die Voraussetzung dafür schuf- .z;
daß sich Ts ingtau nach den Worten unseres Kaisers zu einer

-

»Niusterstätte deutscher Kulturarbeit« entwickeln konnte. Neben
ihnen steht als Vertreter der praktischen Berufsarbeit Adolf .z

Pohlmann-Hohenaspe, der bekannte erfolgreiche Großkauf-. .-

mann, der in Pernambuco die englische Konkurrenz auf dem

Zuckermarkt niederzwang, und endlich als juristischer Beirat
Herr Geheimrät Professor Dr. Erman von der Universität ,:
Münster.

"

Von den äußeren Erfolgen der Bewegung ist hervorzuheben
der einstimmige Beschluß des Reichstages vom 24. Mai
1916, der unter ausdrücklichem Hinweis auf die Vorarbeiten «"s·-;
des Hauptausschusses den Reichskanzler um Vorlage eines

.

Kriegerheimstättengesetzesersuchte. Jn dem Gesetzentwurf des

Hauptausschusses war selbstverständlichgefordert worden, daß
unter allen Bewerbern die Kriegsbeschädigten in erster Reihe
zu stehen hätten und daß für diese die GJeldfrage durch Kapital-
ablösung des Kriegszuschusses zur Invalidenrente unverzüglich
zu lösen sei. Am Z. Juni hat der Reichstag das Kapitalab-
lösungsgesetzangenommen, und zwar einstimmig — mit alleiniger « «-

Ausnahme der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft. Es

liegt ein tiefer innerer Zusammenhang darin: wer dem Reiche
die Mittel für die Kriegsführung verweigert, verweigert auch
seiner Zukunft das Heimstättenrecht! Darüber hin-aus ist in

Einzelstaaten —--- Sachsen und Hessen stehen darin voran
-- — schon vieles auf diesem Gebiete geschehen, von dem später ein- .

·

mal zu berichten sein wird.

Gibt es je eine Frage, in der Heer und Heimat sich zusammen-
findesn in gemeinsamem Streben, so ist es die Frage der Krieger- f
heimstätten. Da gilt es für jeden, der eine Verantwortung fühlt
für die Zukunft unseres Volkes, sich zu entscheiden, ob er in.
dieser Frage mithelfen oder ob er tatenlos zur Seite stehen will.
Wer sich ein eigenes Urteil bilden will, der bitte den Haupt-
ausschuß für Kriegerheimstätten in Berlin RW 23, Lessisng-
straße 11, um Ueberlassung seiner Druckschriften Er versendet
sie san jedermann daheim und im Felde gern ohne jede Kosten!

Redakteur Heil-Berlin-
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